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Die Stimmberechtigten der Gemeinde Küblis beschlossen an der Gemeindever-
sammlung vom 15. April 2005 eine Teilrevision der Ortsplanung. Im Einzelnen wur-

den folgende Planungsmittel verabschiedet: 

Zonenplan und Genereller Gestaltungsplan 1 :2'000 Änderungen 

Genereller Erschliessungsplan 1 :2'000 Änderungen 

Neben diesen von der Regierung zu genehmigenden Planungsmitteln reichte die 

Gemeinde Küblis folgende weitere Unterlagen ein: 

Planungs- und Mitwirkungsbericht im Sinne von Art. 47 der eidgenössischen Ver-
ordnung über die Raumplanung (RPV) 
Lärmnachweis des Ingenieur- und Planungsbüros Mansch, Parpan, vom 11. April 
2005 
8 Kaufrechtsverträge zu Gunsten der Gemeinde Küblis für die neu der Wohnzo-
ne 2 zugewiesenen Parzellen 
Berechnung der nichtionisierenden Strahlung der Rhätischen Bahn (RhB) vom 

2-5, Oktober 2005 für das Querprofil des Tragwerkes Nr. 34 (km-'21.749) im Be-

reich der Parzelle Nr. 466 in der Gemeinde Küblis 

Die Gemeinde verzichtete darauf, die Vorlage dem Amt für Raumentwicklung (ARE) 

zu einer eigentlichen Vorprüfung einzureichen. Das ARE verfasste jedoch am 
17. Juni 2003 eine Grundsatzstellungnahme zu den zur Diskussion stehenden Einze-
leinzonungen. 
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Die öffentliche Bekanntgabe des Gemeindeversammlungsbeschlusses vom 15. April 

2005 im Sinne von Art. 48 des kantonalen Raumplanungsgesetzes (KRG) vom 6. 

Dezember 2004, in Kraft seit 1. November 2005, erfolgte am 21. April 2005. Es gin-

gen keine Beschwerden ein. 

Mit Schreiben vom 9. Juni 2005 ersuchte der Gemeindevorstand Küblis um Geneh-

migung der Revisionsvorlage im Sinne von Art. 49 KRG. 

B. 

Übereinstimmung mit der Richtplanung 

Gemäss Art. 26 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG) obliegt 

der kantonalen Genehmigungsbehörde unter anderem die Prüfung der Übereinstim-

mung der Nutzungspläne mit der kantonalen Richtplanung. Es muss somit geprüft 
werden, ob die am 15. April 2005 von der Gemeinde Küblis beschlossene Teilrevisi-

on der Ortsplanung mit dem Richtplan Graubünden 2000 (RIP2000; vom Bundesrat 

genehmigt am 19. September 2003) übereinstimmt. Diese Prüfung erfolgt nachste-

hend unter Abschnitt D, Ziffer 1. 

Inhalte des Regionalen Richtplans „Prättigau" sind von der vorliegend zu beurteilen-

den Teilrevision der Ortsplanung nicht betroffen. 

C. 

Zonenplan und Genereller Gestaltungsplan 1 :2'000 Änderungen 

1. Inhalt und Begründung 

Gegenstand der vorliegenden Teilrevision der Ortsplanung bilden Einzonungen ver-

schiedener Parzellen respektive Parzellenteilflächen in den Gebieten „Pajola", .. Er-
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giggin", ,,Manescha" und „Stutz" in die Wohnzone 2 (insgesamt ca. 0,6 ha). Die be-

troffenen Flächen liegen gemäss bisher rechtsgültiger Nutzungsordnung der Ge-

meinde Küblis in der Wohnzone 2 zweite Nutzungsetappe respektive in der Zone 

,,Übriges Gemeindegebiet" (Teilflächen der im Gebiet „Stutz" gelegenen Parzellen Nr. 
34 und 145). 

Die Gemeinde Küblis begründet die vorgenommenen Einzonungen mit der mässigen 

Bauentwicklung in den letzten Jahren, was aus ihrer Sicht darauf zurückzuführen ist, 

dass die bestehenden Wohnbauzonenreserven in Küblis grösstenteils nicht verfüg-

bar sind. Die vorgenommenen Einzonungen erfolgten denn auch unter der Bedin-

gung, dass die Verfügbarkeit des eingezonten Landes verbindlich geregelt wird. Mit 

Ausnahme der Parzelle Nr. 601 wurden in diesem Zusammenhang zwischen den be-

troffenen Grundeigentümern und der Gemeinde Küblis entsprechende Kaufrechts-

verträge abgeschlossen. 

Die Einzonung im Gebiet „Ergiggin" erforderte die Festlegung einer projektierten Er-

schliessungsstrasse im Generellen Erschliessungsplan sowie die Ausarbeitung eines 

Lärmnachweises. 

2. Vereinbarkeit der beschlossenen Einzonungen mit dem RIP2000 

Die Gemeinde Küblis hat am 15. April 2005 im Einzelnen die folgenden Neueinzo-

nungen (Bauzonen) beschlossen: 

- Gebiet „Pajola": 
Teilflächen der Parzellen Nr. 359 - 363 sowie Parzelle Nr. 364 im Halte von ins-

gesamt 3'005 m2 von der Wohnzone 2 zweite Nutzungsetappe in die Wohnzone 2; 

- Gebiet „Ergiggin": 

Teilfläche der Parzelle Nr. 466 im Halte von 1 '067 m2 von der Wohnzone 2 zweite 

Nutzungsetappe in die Wohnzone 2; 

- Gebiet „Manescha": 

Parzellen Nr. 475 und 476 im Halte von insgesamt 1'005 m2 von der Wohnzone 2 

zweite Nutzungsetappe in die Wohnzone 2; 
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Teilflächen der Parzelle Nr. 34 und 145 im Halte von insgesamt 1'055 m2 von der 

Zone „Übriges Gemeindegebiet" in die Wohnzone 2, wovon die eingezonte Teilflä-

che der Parzelle Nr. 145 im Halte von 371 m2 bereits überbaut ist. 

Der RIP2000 befasst sich eingehend mit Erweiterungen des Siedlungsgebietes (vgl. 

S. 96). So sollen Erweiterungen dort vorgenommen werden, wo Synergien mit bereits 

getätigten lnfrastrukturinvestitionen erreicht werden, wo die Siedlungsqualität ver-

bessert oder erhalten werden kann und wo eine ausgewiesene Nachfrage besteht. 

Für Erweiterungen des Siedlungsgebietes sind dabei namentlich folgende 6 Anfor-
derungen zu erfüllen: 

1. Leitbild, Zielvorstellungen; 

2. In städtischen Räumen / Agglomerationen und Tourismusräumen: Abstimmung 

auf regionales Siedlungskonzept; 

3. Bedarfsnachweis; 

4. Gestaltungs- und Erschliessungskonzept; 

5. Keine überwiegenden entgegenstehenden Interessen; 

6. Nachweis der Verfügbarkeit des Baulandes. 

Bezüglich der Anforderung Nr. 1 kann auf die Ausführungen im Planungs- und Mit-

wirkungsbericht verwiesen werden (vgl. S. 4). Nach Einschätzung des Gemeindevor-

standes ist das Bauland in Küblis nur ungenügend verfügbar. Dies habe zur Folge, 

dass Bauwillige in andere Gemeinden abwandern. Um eine Baulandhortung künftig 

zu vermeiden, soll neues Bauland nur noch eingezont werden, wenn die Verfügbar-

keit sichergestellt werden kann. 

Zur Anforderung Nr. 2 ist darauf hinzuweisen, dass gemäss einem sich in Arbeit be-

findlichen Modellprojekt die Gemeinde Küblis Teil der Agglomeration „Chur und Um-

gebung" bildet. Ein Entwurf der aus diesem Modellprojekt hervorgegangenen Anpas-

sung des RIP2000 (Agglomerationsprogramm ,Agglomeration Chur und Umgebung"; 
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MACU) befindet sich zurzeit bei den betroffenen Regionen und Gemeinden in Ver-

nehmlassung. Die vorliegenden Einzonungsflächen liegen im Wesentlichen im Teil-

raum „Kernraum und Achsen mit Regionalzentren" des vorgenannten Richtplanent-

wurfs. In Anbetracht der relativ kleinen Einzonungsgesamtfläche im Umfang von rund 

0.6 ha sowie - zumindest was die Einzonungen in den Gebieten „Pajola", ,,Ergiggin" 

und „Manescha" betrifft - in Anbetracht ihrer siedlungsnahen Lage ergibt sich im vor-

liegend zu beurteilenden Fall, dass die von der Gemeinde Küblis vorgenommenen 

Einzonungen den im RIP2000-Entwurf „Agglomerationsprogramm Chur und Umge-

bung (MACU)" umschriebenen Leitüberlegungen, insbesondere den für den Teilraum 

,,Kernraum und Achsen mit Regionalzentren" formulierten Stossrichtungen, nicht wi-

dersprechen, zumal es sich mit Ausnahme der Teilflächen der Parzellen Nr. 34 und 

145 um Gebiete handelt, welche bis heute bereits einer Wohnzone 2 zweite Nut-

zungsetappe angehört haben. Es kann somit festgehalten werden, dass die vorlie-

gend zur Diskussion stehende Bauzonenplanung der Gemeinde Küblis, soweit sie 

die Gebiete „Pajola", ,,Ergiggin" und „Manescha" betrifft, den zukünftigen Regelungen 

des RIP2000 entspricht. Somit kann die Anforderung Nr. 2, wonach eine Erweiterung 

des Siedlungsgebietes in städtischen Räumen / Agglomerationen und Tourismus-

räumen eine Abstimmung auf ein regionales Siedlungskonzept erfordert, für die drei 

vorerwähnten Gebiete als erfüllt betrachtet werden. Was dagegen die ausgeschiede-

nen Wohnzonen 2 im Gebiet „Stutz" betrifft, kann eine konkrete Beurteilung der Kon-

formität mit dem RIP2000 ausbleiben, da diese Neueinzonungen aus anderen Grün-

den ohnehin nicht genehmigt werden können (vgl. Ziffern 3 und 4, nachstehend). 

Bezüglich der Anforderung Nr. 3 (Bedarfnachweis) müssen die regierungsrätlichen 

Genehmigungsbeschlüsse Nr. 2550 vom 23. Dezember 1997 sowie Nr. 2138 vom 

10. November 1998 in Erinnerung gerufen werden. Darin hatte die Regierung fest-

gehalten, dass in der Gemeinde Küblis ein Wohnbaulandbedarf von rund 3.6 - 4.2 ha 

für die nächsten 15 Jahre ausgewiesen sei. Die in den Jahren 1996 respektive 1998 

von der Gemeinde ausgeschiedenen Wohnbauzonenreserven im Umfang von rund 

4.6 ha wurden in der Folge als gesetzeskonform im Sinne von Art. 15 lit. b RPG beur-
teilt und genehmigt. Aus der Bauzonenstatistik vom April 1998 und dem aktualisier-

ten Stand der Überbauung vom Juni 2002 resultiert nun, dass in der erwähnten Zeit-

spanne von rund 4 Jahren in Küblis rund 0.8 ha Bauzonen neu überbaut wurden. 

Somit haben die verbliebenen Wohnbauzonenreserven im Sommer 2002 rund 3.8 ha 
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betragen. Unter der Annahme, dass sich der Wohnbaulandverbrauch seit Juni 2002 

bis zum heutigen Zeitpunkt im gleichen Rahmen weiterentwickelt hat, wäre in Küblis 

zurzeit noch eine Wohnbauzonenreserve von rund 3 ha vorhanden. Aktualisierte 

Zahlen, die diese Annahme hätten belegen können, liegen leider nicht vor. Selbst 

wenn in Küblis seit dem Sommer 2002 überhaupt kein unüberbautes Wohnbauland 

mehr verbraucht worden wäre, würde die unüberbaute Wohnbauzonenreserve heute 

höchstens rund 3.8 ha betragen. Mit der vorliegend zu beurteilenden Revision der 

Ortsplanung möchte die Gemeinde Küblis eine Fläche von rund 0.6 ha neu in die 

Wohnzone 2 einzonen, wobei der grösste Teil dieser Flächen gemäss Zonenplan 

und Generellen Gestaltungsplan 1:2'000 vom 14. Juni/ 27. September 1996 sowie 

gemäss Zonenplan und Genereller Gestaltungsplan 1 :2'000 Änderung vom 8. April 

1998 bereits einer Wohnzone 2 zweite Nutzungsetappe zugewiesen war. Es ~ntsteht 

somit eine neue Wohnbauzonenreserve von rund 3.6 - max. rund 4.4 ha. zusammen-

fassend kann somit festgehalten werden, dass diese Wohnbauzonenreserve dem 

von der Regierung mit Beschlüssen Nr. 2550 vom 23. Dezember 1997 sowie 

Nr. 2138 vom 10. November 1998 definierten Wohnbauzonenbedarf für die nächsten 

15 Jahre in etwa entspricht. 

Auf die Anforderung Nr. 4 (Gestaltungs- und Erschliessungskonzept) kann in den 

vorliegend zu beurteilenden Einzonungsfällen verzichtet werden. So ist sowohl die 

Erschliessung der Parzellen Nr. 359 - 364 als auch die Erschliessung der Parzellen 

Nr. 475 und 476 durch unmittelbar angrenzende bestehende private Erschliessungs-

strassen vorgezeichnet, welche im Übrigen bereits früher im Rahmen von privaten 

Quartierplanungen festgelegt wurden. Aufgrund der im Rahmen der besagten Quar-

tierplanverfahren definierten Anordnung sowie geringen Ausdehnung der vorerwähn-

ten Parzellen und aufgrund ihrer Lage im bestehenden heterogenen Siedlungsgefü-

ge ergeben sich zudem auch keine besonders zu beachtenden Gestaltungsanforde-

rungen für die zukünftige Überbauung der betroffenen Flächen. Was das Gebiet „Er-

giggin" betrifft, beinhaltet der für dieses Gebiet bereits existierende Quartierplanent-

wurf ein zweckmässiges Erschliessungs- und Gestaltungskonzept. zusammenfas-

send kann somit festgestellt werden, dass aufgrund von bestehenden Quartierplänen 

respektive Quartierplanentwürfen der Anforderung Nr. 4 gemäss RIP2000 im vorlie-

genden Fall in genügender Weise nachgekommen wird. 
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Die Anforderung Nr. 6 (Nachweis der Verfügbarkeit des eingezonten Baulandes) 

kann mit Ausnahme der Wohnzone 2 im Bereich der Parzelle Nr. 601, welche aber 

ohnehin nicht genehmigt werden kann (vgl. Ziffer 4 nachstehend}, ebenfalls als er-

bracht betrachtet werden. Es liegt für jede neu eingezonte Fläche ein von der jeweili-

gen Eigentümerin resp. vom jeweiligen Eigentümer unterschriebener und öffentlich 

beurkundeter Kaufrechtsvertrag vom 25. Juli 2005 respektive vom 8. August 2005 zu 

Gunsten der politischen Gemeinde Küblis vor. 

Hinsichtlich der Anforderung Nr. 5 (keine überwiegenden entgegenstehenden Inte-

ressen) drängt sich schliesslich die Bemerkung auf, dass den beschlossenen Einzo-

nungen im Bereiche der Parzellen Nr. 34, 145 und 601 überwiegende Interessen 

entgegen stehen, weshalb diese Einzonungen nicht genehmigt werden können (vgl. 

Ziffern 3 und 4 nachstehend). 

zusammenfassend kann somit festgehalten werden, 

dass die aktuelle Wohnbauzonenreserve nach den vorliegenden Einzonungen 

von rund 3.6 - max. 4.4 ha beträgt, was dem Wohnbauzonenbedarf in Küblis von 

rund 3.6 -4.2 ha für die nächsten 15 Jahre in etwa entspricht, 

dass die neuen Baulandeinzonungen mit Ausnahme der Wohnzone 2 im Berei-

che der Parzellen Nr. 34 und 145, welche ohnehin nicht genehmigt werden kann, 

Wohnzonen 2 zweite Nutzungsetappe betreffen, 

dass der Nachweis der Verfügbarkeit mit Ausnahme der Wohnzone 2 im Bereich 

der Parzelle Nr. 601, welche ohnehin nicht genehmigt werden kann, für sämtliche 

neu der Wohnzone 2 zugewiesenen Parzellen oder Parzellenteile vorliegt und 

dass betreffend der übrigen Wohnbauzonenreserven eine mangelhafte Verfüg-

barkeit vorherrscht. 

Unter diesen Umständen ist die Regierung grundsätzlich bereit, die von den Stimm-

berechtigten der Gemeinde Küblis am 15. April 2005 in den Gebieten „Pajola", ,,Er-

giggin" und „Manescha" neu ausgeschiedenen Wohnzonen 2 zu genehmigen. 
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3. Wohnzone 2 auf den Parzellen Nr. 34 und Nr. 145 

Im Gebiet „Stutz" unmittelbar südlich der kantonalen Verbindungsstrasse nach 

Tälfsch hat die Gemeinde Teile der Parzellen Nr. 34 und 145 (total rund 1'055 m2
) 

einer neuen Wohnzone 2 zugewiesen. Während der neu eingezonte Teil der Parzelle 

Nr. 145 bereits mit einem Wohnhaus überbaut ist, präsentiert sich der neu eingezon-

te Teil der Parzelle Nr. 34 als vollständig unüberbaut. Diese von der Gemeinde neu 

eingezonten Flächen grenzen im Norden an die Tälfscherstrasse und im Osten an 

die Druckleitung der Rätia Energie Klosters AG. Die Strasse und das Leitungstrasse 

befinden sich in der Zone „Übriges Gemeindegebiet". Im Übrigen sind die neu einge-

zonten Flächen der Parzellen Nr. 34 und Nr. 145 vollständig von der Landwirt-

schaftszone umgeben. 

Angesichts ihrer geringen Ausdehnung und ihrer isolierten Lage inmitten von Nicht-

bauzonen (Landwirtschaftszone respektive Zone „Übriges Gemeindegebiet") stellt die 

Einzonung auf den Parzellen Nr. 34 und 145 fraglos eine ausgesprochene Bauzo-

neninsel (Punktbauzone) dar, zumal zu den nächst gelegenen Bauzonen beträchtli-

che Höhenunterschiede bestehen. 

Als Ausgangspunkt für die Beurteilung der genannten Punktbauzone sind die Ziele 

und Grundsätze des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG), namentlich die 

darin enthaltenen Grundsätze und Vorschriften über die Siedlungsbegrenzung und 

Bauzonenabgrenzung (Art. 3 Abs. 3 und Art. 15 RPG) heranzuziehen. Diesen 

Grundsätzen und Vorschriften kommt für die zweckmässige Nutzung des Bodens 

und für die geordnete Besiedlung des Landes eine zentrale Bedeutung zu. Die Tren-

nung der Bauzonen vom übrigen Gemeindegebiet gehört zu den Hauptanliegen und 

Grundbedingungen jeder Planung. Im Vordergrund steht das Anliegen, die Bautätig-

keit im zusammenhängenden Siedlungsgebiet zu konzentrieren und die Ermögli-

chung einer neuen oder die Fortführung einer bestehenden Streubauweise durch 

bodenunabhängige Bauten zu verhindern. Mit Rücksicht auf diesen fundamentalen 

Grundsatz der Siedlungskonzentration haben sowohl die Regierung in ihrer Geneh-

migungspraxis als auch das Bundesgericht in seiner Rechtsprechung stets entschie-

den, dass die Ausscheidung kleiner, isolierter Bauzonen (sog. Punkt- oder Kleinbau-

zonen), welche geeignet sind, eine die Landschaft und die geordnete Siedlungsent-
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wicklung beeinträchtigende Streubauweise zu ermöglichen oder fortzuführen, unzu-

lässig sind und dass Ausnahmen höchstens bei Vorliegen besonderer, überwiegen-

der Gründe gerechtfertigt wären (vgl. statt vieler: BGE 116 la 339 i.S. Tersnaus mit 
Hinweisen). 

Es fragt sich somit, ob im vorliegend zu beurteilenden Fall besondere überwiegende 

Gründe im Sinne der dargelegten Rechtsprechung bestehen, welche die Ausschei-
dung einer Wohnzone 2 auf den Parzellen Nr. 34 und 145 ausnahmsweise trotz al-

lem als gerechtfertigt erscheinen liessen. 

Als besonderen Grund, der ausnahmsweise die Ausscheidung von Kleinbauzonen 

als gerechtfertigt erscheinen lassen könnte, bezeichnet die Rechtsprechung etwa 

das Vorliegen einer hergebrachten, traditionellen Streusiedlungsstruktur (vgl. etwa 
BGE 113 la 452 E.db; 111 la 20 f.E.c. ). Die Gemeinde weist denn auch in ihrer im 

Rahmen des Anhörungsverfahrens eingegangenen Stellungnahme vom 20. Oktober 

2005 genau auf diesen Aspekt hin, indem sie eine Genehmigung der vorliegend zur 

Diskussion stehenden Wohnzone 2 als gerechtfertigt erachtet, weil Küblis bereits 
heute über ein weitgehend zerstreutes Siedlungsgebiet verfügt. Es stellt sich somit 

die Frage, ob die in Küblis nach Ansicht der Gemeinde vorherrschende Streusied-
lungsstruktur die Ausscheidung der umstrittenen Wohnzone 2 auf den Parzellen 

Nr. 34 und 145 zu rechtfertigen vermag. 

Während in der Praxis und Rechtsprechung in Bezug auf die Frage, ob und inwieweit 
eine vorherrschende Streusiedlungsstruktur bei der Bauzonenabgrenzung berück-
sichtigt werden kann und darf, lange Zeit Unsicherheit herrschte, besteht seit an-
fangs der 90-er Jahre mit Inkrafttreten der Eidgenössischen Verordnung über die 

Raumplanung (RPV) vom 2. Oktober 1989 insoweit eine klare Rechtslage. Die ein-

schlägigen Bestimmungen der RPV finden sich in praktisch unverändertem Wortlaut 

auch wieder in der am 1. September 2000 in Kraft gesetzten, total revidierten neuen 
RPV. 

So kann zum einen gemäss Art. 33 RPV eine bestehende Streusiedlungsstruktur 
dort zum Anlass einer Kleinbauzone genommen werden, wo ihr Charakter einer 

Kleinsiedlung gleichkommt. Von Kleinsiedlungen wird in den zu Art. 33 RPV ent-
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wickelten Erläuterungen dann gesprochen, wenn eine weilerähnliche Gebäude- oder 

Hofgruppe von mindestens fünf Gebäuden vorliegt, wobei es sich - im Gegensatz zu 

den Erhaltungszonen im Sinne von Art. 31 KRG - um dauernd bewohnte Gebäude 

handeln muss. Im vorliegenden Fall ist es offensichtlich, dass aufgrund des beste-

henden einzelnen Wohngebäudes auf der Parzelle Nr. 145 noch nicht von einer 

Kleinsiedlung oder einem Weiler im Sinne von Art. 33 RPV gesprochen werden kann. 

Vielmehr liegt die besagte Wohnbaute fernab und isoliert von den eigentlichen Sied-

lungskernen von Küblis und Tälfsch. Die Voraussetzungen für die Ausscheidung ei-

ner Bauzone im Sinne von Art. 33 RPV sind gestützt auf die bestehende bauliche 

Struktur somit nicht gegeben. Abgesehen davon würde die festgelegte Wohnzone 2 

ohnehin dem Wesen und der Zielsetzung einer Weilerzone nach Art. 33 RPV wider-

sprechen. So sind Weilerzonen entsprechend ihrer spezifischen Zielsetzung (Erhal-

tung hergebrachter Strukturen) in Bezug auf die bestehende Besiedlung auszuschei-

den. Bei der auf den Parzellen Nr. 34 und 145 ausgeschiedenen Wohnzone 2 steht 

demgegenüber offensichtlich nicht primär ein Erhaltungsinteresse von bestehenden 

Bauten, sondern vielmehr die Bestrebung im Vordergrund, auf der Parzelle Nr. 34 ein 

neues Wohngebäude zu erstellen, wie sich aus dem durchgeführten Anhörungsver-

fahren klar ergeben hat. Während sich also die zulässigen Erleichterungen nach 

Art. 33 RPV auf die vorhandene Bausubstanz beschränken, geht es bei der auf den 

Parzellen Nr. 34 und 145 vorgenommenen Ausscheidung einer neuen Wohnzone 2 

in erster Linie um die unzulässige Schaffung einer Möglichkeit für den Bau einer 

neuen Wohnbaute neben einem bereits existierenden Wohnhaus. 

Zum anderen können aufgrund der Bestimmungen von Art. 39 Abs. 1 und Abs. 3 

RPV in Gebieten mit traditioneller Streubauweise, die im kantonalen Richtplan räum-

lich festgelegt sind und in denen die Dauerbesiedlung im Hinblick auf die anzustre-

bende räumliche Entwicklung gestärkt werden soll, unter verschiedenen einzuhalten-

den Bedingungen die Änderung der Nutzung von bestehenden Bauten respektive 

von bestehenden Gebäudekomplexen, die Wohnungen enthalten, zu landwirtschafts-

fremden Wohnzwecken respektive zu Zwecken des örtlichen Kleingewerbes als 

standortgebunden im Sinne von Art. 24 RPG bewilligt werden. Abgesehen davon, 

dass im RIP2000 für die Gemeinde Küblis keine Gebiete mit traditioneller Streubau-

weise festgelegt sind, geht die Ausscheidung einer Wohnzone 2, mit welcher aus-

drücklich das Ziel verfolgt wird, neben der auf der Parzelle Nr. 145 liegende Wohn-
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baute auf der Parzelle Nr. 34 eine neues Wohnhaus zu ermöglichen, weit über die in 

Art. 39 Abs. 1 und Abs. 3 RPV abgesteckten Möglichkeiten hinaus. 

Andere besondere Gründe, die im vorliegenden Falle die Ausscheidung einer Wohn-

zone 2 auf den Parzellen Nr. 34 und 145 als gerechtfertigt erscheinen liessen, sind 

nicht ersichtlich. Aufgrund der Ziele und Grundsätze der Raumplanungsgesetzge-

bung drängt es sich vielmehr auf, die künftige Neubautätigkeit auf einige wenige 

Standorte, wo bereits Siedlungskerne bestehen, zu konzentrieren und die Streubau-

weise im Übrigen „einzufrieren". Zu diesem Zweck verfügt die Gemeinde Küblis denn 

auch, wie vorstehend erwähnt, über genügend grosse Wohnbauzonenreserven. 

Anders zu entscheiden liefe im Ergebnis darauf hinaus, die hergebrachte Streubau-

weise noch zu verstärken respektive zu wiederholen, was den grundlegenden Ab-

sichten des RPG gerade zuwider liefe. Insofern liegt die Nichtgenehmigung der vor-

liegend zur Diskussion stehenden Wohnzone 2 in einem erheblichen öffentlichen In-

teresse, gegenüber welchem die privaten Interessen der betroffenen Grundeigen-

tümerinnen und Grundeigentümer an einer möglichst einträglichen wirtschaftlichen 

Verwendung ihres Landes nicht aufzukommen vermögen. Ob das fragliche Land er-

schlossen ist respektive leicht erschliessbar wäre und ob es für eine Neubautätigkeit 

unter der Optik der Bautechnik und Wohnhygiene geeignet ist, spielt dabei keine Rol-

le, zumal solche und ähnliche Umstände keine besonderen Gründe für eine aus-

nahmsweise Zulassung von Punktbauzonen darstellen. Würde es in Streusiedlungs-
gebieten auf die Baulandeignung und den Erschliessungsgrad ankommen, liessen 

sich die raumplanerischen Grundanliegen der „Einfrierung" der früheren Streubau-

weise und der Konzentration künftiger Baumöglichkeiten auf bestehende Siedlungs-

kerne vielfach gar nicht erreichen und durchsetzen. Letztlich gilt es zu verhindern, 

dass alle verstreut in der Landschaft stehenden Gebäude zum Anlass genommen 
werden, die Streubauweise mit Neubauten (über punktuelle Bauzonierungen) sozu-

sagen zu wiederholen bzw. noch zu verstärken. 

Die auf den Parzellen Nr. 34 und 145 ausgeschiedene Wohnzone 2 kann nach den 

vorstehenden Erwägungen aufgrund der Unzulässigkeit von Punktbauzonen und 

mangels Vorliegen von hinreichenden Gründen für eine ausnahmsweise Durchbre-

chung dieses Grundsatzes somit nicht genehmigt werden. 
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Im Rahmen des durchgeführten Anhörungsverfahrens wurde den betroffenen Grund-

eigentümern sowie der Gemeinde Küblis die Gelegenheit geboten, sich zu der ins Au-

ge zu fassenden Nichtgenehmigung der auf den Parzellen Nr. 34 und 145 ausge-

schiedenen Wohnzone 2 vernehmen zu lassen. Aus den eingegangenen Stellung-

nahmen (Schreiben der Gemeinde Küblis vom 20. Oktober 2005 sowie Schreiben der 

Grundeigentümerin der Parzelle Nr. 34) ergeben sich jedoch keine weiteren Argumen-

te, welche an der vorstehenden Beurteilung etwas zu ändern vermöchten. Der Hin-

weis der Grundeigentümerin der Parzelle Nr. 34, dass sich das Gebiet „Stutz" letztlich 

insbesondere wegen seiner mangelnden strassenmässigen Erschliessung in keiner 

ordentlichen Bauzone befindet, ist zwar im Grundsatz nicht falsch (vgl. die nachste-

henden Ausführungen unter Ziffer 4 ). Daraus ergibt sich jedoch kein Grund für eine 

Einzonung des nördlichen Teils der Parzelle Nr. 34. Sollte die mangelnde Erschlies-

sungssituation für das Gebiet „Stutz" in Zukunft einmal einer Lösung zugeführt und 

das besagte Gebiet dadurch einer Bauzone zugewiesen werden können, könnte allen-

falls auch eine Einzonung des südlichen Teils der Parzelle Nr. 34 in Frage kommen. 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen kommt die Regierung bei allem Verständ-

nis für die materiellen und emotionalen Sorgen der betroffenen Grundeigentümerin 

sowie für die politischen und wirtschaftlichen Argumente der Gemeinde nicht umhin, 

der auf den Parzellen Nr. 34 und 145 ausgeschiedenen Wohnzone 2 die Genehmi-

gung zu verweigern. Die Regierung stellt gleichzeitig fest, dass für die von der vorlie-

genden Nichtgenehmigung betroffenen Flächen nach wie vor die Zonenordnung ge-

mäss Zonenplan und Generellem Gestaltungsplan 1 :2'000 vom 14. Juni / 27. Sep-

tember 1996 gilt. 

4. Wohnzone 2 auf der Parzelle Nr. 601 

Im Gebiet „Äusserer Stutz" hat die Gemeinde einen rund 194 m2 grossen Teil der 

Parzelle Nr. 601 der Wohnzone 2 zugewiesen. Im Übrigen hat die Gemeinde das 

teilweise überbaute Gebiet ,Äusserer Stutz" unverändert in der Wohnzone 2 zweite 

Nutzungsetappe - also in einer Nichtbauzone - belassen (Zonenplan und Genereller 

Gestaltungsplan 1 :2'000 Änderung vom 8. April 1998). Es handelt sich vorliegend al-

so um eine Einzeleinzonung einer sehr kleinen Fläche inmitten eines teilweise über-
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bauten Gebietes, welches sich gemäss rechtskräftigem Zonenplan in einer Nichtbau-

zone befindet. 

Die bestehenden Bauten im Gebiet „Äusserer Stutz" sind auf einer lediglich rund 2 m 

breiten Strasse mit einem Längsgefälle von über 20 % über mehrere enge Haarna-

delkurven erreichbar. Diese Erschliessungssituation wurde denn auch von einem 

grösseren Teil der Eigentümer des betroffenen Gebietes als ungenügend und gefähr-

lich beurteilt, wie aus einem Schreiben der Interessengemeinschaft für eine ganzjäh-

rig verkehrstüchtige Wegerschliessung im Gebiet „Fasmeraus - Halda - Stutz" vom 

5. Juli 1997 hervorgeht. Die ungenügende strassenmässige Erschliessung hat dazu 

beigetragen, dass die Gemeinde Küblis das teilweise überbaute Gebiet ,Äusserer 

Stutz" im Jahre 1998 einer Nichtbauzone (Wohnzone 2 zweite Nutzungsetappe) zu-

gewiesen hat. In der Zwischenzeit hat sich an dieser sehr schlechten Erschlies-

sungssituation nichts Wesentliches verändert. 

Vorweg ist festzustellen, dass das teilweise überbaute Gebiet ,,Äusserer Stutz" nut-

zungsplanerisch im Rahmen einer Gesamtbetrachtung zu behandeln ist, da es be-

züglich Lage und Erschliessungssituation (vgl. die vorstehenden Ausführungen) ein-

heitliche Voraussetzungen aufweist. Die Einzonung einer Teilfläche der Parzelle Nr. 

601 in die Wohnzone 2, wie dies vorliegend zur Diskussion steht, kann daher nur 

dann in Frage kommen, wenn aufgrund eines ausgewiesenen Bedarfs eine zusam-

menhängende Fläche im Gebiet ,,Äusserer Stutz", welche einen Grossteil der heute 

bereits überbauten Parzellen umfasst, ebenfalls einer Bauzone zugewiesen werden 

könnte. Gleichzeitig müsste die strassenmässige Erschliessung des Gebietes „Äus-

serer Stutz", welche offensichtlich beachtliche Defizite aufweist, einer für alle Eigen-

tümerinnen und Eigentümer des betroffenen Gebietes befriedigenden Lösung zuge-

führt werden. 

Im Übrigen handelt es sich bei der der Wohnzone 2 zugewiesenen Fläche der Par-

zelle Nr. 601 im Umfang von rund 194 m2, welche inmitten von Nichtbauzonen zu lie-

gen kommt, in formalrechtlicher Hinsicht um eine unzulässige Punktbauzone. Es 

kann diesbezüglich vollumfänglich auf die vorstehenden Ausführungen unter Ziffer 3 

verwiesen werden. 
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Im Rahmen des durchgeführten Anhörungsverfahrens hat der betroffene Eigentümer 

durch seinen Rechtsvertreter mit Schreiben vom 7. November 2005 beantragt, dass 
die regierungsrätliche Genehmigung der auf einem Teilbereich der Parzelle Nr. 601 

neu ausgeschiedenen Wohnzone 2 gemäss Zonenplan und Generellem Gestal-

tungsplan 1 :2'000 Änderungen vom 15. April 2005 erfolgen solle, wobei die Geneh-

migung allenfalls mit der Auflage zu verbinden wäre, dass die Gemeinde Küblis im 

Rahmen der nächsten Ortsplanungsrevision auch die übrigen weitgehend überbau-
ten Grundstücke des Gebietes „Äusserer Stutz" der Bauzone zuweist. Der Antrag 

wird im Wesentlichen damit begründet, dass das Gebiet ,Äusserer Stutz" aufgrund 

der existierenden Überbauung bereits weitgehend überbaut im Sinne von Art. 15 lit. a 
RPG sei. 

Die Regierung hatte sich bereits 1998 anlässlich der Behandlung einer von den Ei-

gentümerinnen der Parzellen Nr. 598 und Nr. 599 eingereichten Beschwerde mit der 

Frage zu beschäftigen, ob die von der Gemeinde Küblis am 8. April 1998 beschlos-
sene Zuweisung des Gebietes ,Äusserer Stutz" in eine Wohnzone 2 zweite Nut-

zungsetappe (Nichtbauzone) zu Recht erfolgt sei. zusammenfassend kam die Regie-
rung mit Beschwerdeentscheid Nr. 2148 vom 10. November 1998 zum Schluss, 

- dass es sich bei der 8. April 1998 vorgenommenen Zuweisung des besagten Ge-

bietes in die Wohnzone 2 zweite Nutzungsetappe aufgrund des früher für dieses 
Gebiet gültigen altrechtlichen Zonenplanes 1 :2'000 vom 29. Oktober 1976 / 

4. März 1977 nicht um eine Auszonung, sondern um eine Nichteinzonung handelt; 
- dass ein objektiver Bedarf nach Art. 15 lit. b RPG im Sinne einer gesamt-

kommunalen Sichtweise für die Einzonung des Gebietes „Äusserer Stutz" oder 

von Teilen dieses Gebietes nicht gegeben ist; 

- dass das randständig an einem steilen Hang gelegene, ungenügend erschlossene 

und lediglich aus rund 8 zerstreut gelegenen Wohnbauten bestehende Gebiet 
,,Äusserer Stutz" ohne Siedlungsinfrastruktur und -ausstattung keinen Siedlungs-

zusammenhang zum Dorf Küblis aufweist und damit die Voraussetzungen des Kri-
teriums der „weitgehenden Überbauung" im Sinne von Art. 15 lit. a RPG nicht er-
füllt sind und 

- dass zumindest in Zweifel zu ziehen ist, ob das teilweise überbaute Gebiet ,Äus-

serer Stutz" aufgrund seiner Hanglage und der damit verbundenen Exponiertheit 
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sowie wegen des zur Herbeiführung der Baureife des Gebietes erforderlichen Er-

schliessungsaufwandes die Kriterien für die erforderliche Eignung nach Art. 15 

RPG überhaupt aufweist. 

Die im Rahmen des Anhörungsverfahrens im Schreiben vom 7. November 2005 sei-

tens des Eigentümers der Parzelle Nr. 601 formulierte Behauptung, dass es sich bei 

der von der Gemeinde am 8. April 1998 für das Gebiet ,Äusserer Stutz" beschlosse-

nen Wohnzone 2 zweite Nutzungsetappe um einen Planungsfehler gehandelt hat, 

kann aufgrund der vorstehend zusammengefassten Erwägungen der Regierung nicht 

gefolgt werden. 

Die sachlichen und rechtlichen Voraussetzungen, welche die Regierung dem vorer-

wähnten Beschwerdeentscheid aus dem Jahre 1998 zu Grunde gelegt hat, haben 

sich in der Zwischenzeit nicht verändert. Namentlich haben sich weder die existie-

renden Überbauungs- noch die vorhandenen Erschliessungsverhältnisse im Gebiet 

„Äusserer Stutz" wesentlich geändert. Auch ein objektiver Bedarf nach Art. 15 lit. b 

RPG im Sinne einer gesamtkommunalen Sichtweise ist für die Einzonung des Gebie-

tes ,Äusserer Stutz" oder von Teilen dieses Gebietes in eine Bauzone nach wie vor 

nicht gegeben, wie aus den Ausführungen unter Ziffer 2 hievor hervorgeht. 

Der Vollständigkeit halber bleibt noch zu erwähnten, dass es nicht zu beanstanden 

ist, dass sich die Gemeinde Küblis im Rahmen der am 15. April 2005 beschlossenen 

Teilrevision für Einzonungen im Umfang von rund 0.5 ha in den Gebieten „Pajola", 

„Ergiggin" und „Manescha", aber gegen eine gesamthafte Einzonung des Gebietes 

„Äusserer Stutz" entschieden hat. Bei den erwähnten Gebieten handelt es sich im 

Gegensatz zum Gebiet „Äusserer Stutz" um siedlungsnahe und gut erschlossene re-

spektive ohne grössere Aufwendungen zu erschliessende neue Bauzonenflächen, 

welche zudem allesamt einen viel stärkeren Siedlungszusammenhang mit dem Dorf 

Küblis aufweisen als das Gebiet ,Äusserer Stutz". 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen kann die auf der Parzelle Nr. 601 ausge-
schiedene Wohnzone 2 somit nicht genehmigt werden. 
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5. Wohnzone 2 auf der Parzelle Nr. 466 

5.1 Lärmschutz 

Die Anforderungen an Bauzonen und Baubewilligungen in lärmbelasteten Gebieten 

werden in Art. 29 - 31 der eidgenössischen Lärmschutz-Verordnung (LSV) geregelt. 

So dürfen gemäss Art. 29 LSV neue Bauzonen für Gebäude mit lärmempfindlichen 

Räumen und neue nicht überbaubare Zonen mit erhöhtem Lärmschutzbedürfnis nur 

in Gebieten ausgeschieden werden, in denen die Lärmimmissionen die Planungs-

werte nicht überschreiten oder in denen diese Werte durch planerische, gestalteri-

sche oder bauliche Massnahmen eingehalten werden können. 

Die gemäss dem vorliegend zu beurteilenden Zonenplan und Generellen Gestal-

tungsplan 1 :2'000 Änderungen neu ausgeschiedene Wohnzone 2 auf der Parzelle 

Nr. 466 umfasst Flächen, welche erheblich lärmbelastet sind. Deshalb wurde für das 

betroffene Gebiet „Ergiggin" durch das Ingenieur- und Planungsbüro Monsch, Par-

pan, ein Lärmnachweis erarbeitet. 

Der erwähnte Lärmnachweis vom 11. April 2005 kommt einerseits zu Recht zum 

Schluss, dass für die Beurteilung der Anforderungen an den Lärmschutz hinsichtlich 

der neu der Wohnzone 2 zugeordneten Teilfläche der Parzelle Nr. 466 die Bestim-

mungen von Art. 29 LSV in Verbindung mit Art. 42 LSV anzuwenden ist. Aufgrund 

von Art. 29 LSV dürfen neue Bauzonen wie erwähnt nur in Gebieten ausgeschieden 

werden, in denen die Lärmimmissionen die Planungswerte nicht überschreiten oder 

in denen diese Werte durch planerische, gestalterische oder bauliche Massnahmen 

eingehalten werden können. Dabei sind sämtliche Vorkehren des eidgenössischen, 

kantonalen und kommunalen Bau- und Planungsrechtes möglich, welche im Ergeb-

nis die Lärmbelastung in ausreichendem Masse mindern können. Dazu gehören pla-

nerische Massnahmen (z.B. Erlass einer Zonenordnung, welche nur Nutzungen ohne 

oder mit weniger lärmempfindlichen Räumen zulässt; Neuordnung der Grundstücke 

durch eine Landumlegung; planerische Massnahmen im Bereich des Verkehrs), ge-

stalterische Massnahmen (z.B. geeignete Anordnung von Gebäuden oder Räumen), 

bauliche Massnahmen (z.B. Lärmschutzdämme oder -wände; andere bauliche 

Massnahmen direkt an der Lärmquelle) oder eine Kombination dieser Massnahmen. 



« Informationskopie ohne Gewährleistung (ARE-GR) » 

17 

Ausser Betracht fallen einzig Schallschutzmassnahmen an Gebäuden im Sinne von 

Art. 20 und 21 des Bundesgesetzes über den Umweltschutz (USG). 

Der vorliegende Lärmnachweis vom 11. April 2005 kommt andererseits zum Schluss, 

dass die anwendbaren zulässigen Lärmschutzgrenzwerte in verschiedenen Berei-

chen der vorgenannten Bauzonen überschritten sind. Aus den Beilagen des besag-

ten Lärmnachweises geht im Einzelnen nämlich hervor, dass der Planungswert für 

die der Wohnzone 2 richtigerweise zugeordnete ES II für Teilflächen der neu einge-

zonten Parzelle Nr. 466 sowohl hinsichtlich Eisenbahnlärm als auch hinsichtlich 

Strassenverkehrslärm überschritten ist. 

Die Parzelle Nr. 466 gehört einem Gebiet an, welches mit einer Quartierplanpflicht 

belegt ist. Im Übrigen enthält jedoch weder der am 15. April 2005 von der Gemeinde 

Küblis beschlossene Zonenplan und Generelle Gestaltungsplan 1 :2'000 Änderungen 

noch der gleichentags von der Gemeinde beschlossene Generelle Erschliessungs-

plan 1 :2'000 Änderungen konkrete planerische, gestalterische oder bauliche Mass-

nahmen, durch welche die Planungswerte für Gebäude mit lärmempfindlichen Räu-
men innerhalb der betroffenen Gebiete eingehalten werden können. 

Immerhin kann aufgrund des erarbeiteten Lärmnachweises vom 11. April 2005 mit 

einiger Sicherheit davon ausgegangen werden, dass eine LSV-konforme Überbau-

ung der zur Diskussion stehenden Bauzonenfläche im Sinne der für die Wohnzone 2 
geltenden baugesetzlichen Vorschriften grundsätzlich und mit verhältnismässigen 

Lärmschutzmassnahmen möglich ist. Mit anderen Worten kann mit dem vorliegen-

den Lärmgutachten nachgewiesen werden, dass sich die eingezonten Flächen für 

eine Nutzung im Sinne des Zonenzweckes überhaupt eignen (vgl. Art. 15 RPG). 

Es fragt sich nun, wie die zu treffenden konkreten Lärmschutzmassnahmen im Rah-

men der Nutzungsplanung verbindlich umgesetzt werden können. In der Regel sind 

die Lärmschutzmassnahmen im Rahmen der Grundordnung (Baugesetz, Zonenplan 

oder Genereller Gestaltungsplan) festzulegen. Im vorliegenden Fall ergibt sich je-

doch die Problematik, dass erst im Rahmen des durchzuführenden Quartierplanver-

fahrens entschieden wird, wie die zu treffenden Lärmschutzmassnahmen konkret 

angeordnet werden (vgl. Lärmnachweises S. 5). Es ist nämlich absehbar, dass sich 
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die konkrete Ausgestaltung einer Lärmschutzwand respektive eines Lärmschutz-

dammes, die konkrete Stellung der einzelnen Gebäude innerhalb der ausgeschiede-

nen Wohnzone 2, die konkrete Anordnung der Räume innerhalb der einzelnen Ge-

bäude sowie die Ausgestaltung der Fensteröffnungen erst im laufe der durchzufüh-

renden Quartierplanung ergeben werden. Damit das Quartierplanverfahren aber ein-

geleitet, durchgeführt und abgeschlossen werden kann, ist eine rechtskräftig erlas-

sene und von der Regierung zumindest im Grundsatz genehmigte Bauzone erforder-

lich. 

Aufgrund dieser Situation drängt es sich auf, die neue Wohnzone im Bereich der 

Parzelle Nr. 466 zu genehmigen. Entsprechend den Ausführungen zum weiteren 

Vorgehen (vgl. Lärmnachweis S. 5) erweist es sich im vorliegenden Fall jedoch als 

unumgänglich, die Genehmigung der neu ausgeschiedenen Wohnzone 2 auf Parzel-

le Nr. 466 sowie der für die Parzellen Nr. 465 bis 467 festgelegten Quartierplanpflicht 

mit folgenden sichernden Auflagen zu verbinden: 

- Im Rahmen des Quartierplanverfahrens muss aufgezeigt werden, mit welchen 

konkreten Massnahmen die Planungswerte der Wohnzone 2 auf Parzelle Nr. 466 

(ES II) betreffend der zu erstellenden lärmempfindlichen Räume eingehalten wer-

den können. Die erforderlichen Massnahmen sind im zu erstellenden Quartierplan 

verbindlich festzulegen und hernach zu realisieren. Die Gemeinde wird angewie-

sen, die Quartierplanunterlagen mitsamt den nachvollziehbaren Lärmberechnun-

gen dem ARE zur Prüfung einzureichen, bevor der Quartierplan vom Gemeinde-
vorstand beschlossen wird. 

- Baubewilligungen für Bauten und Anlagen innerhalb der neu eingezonten Fläche 

der Parzelle Nr. 466 müssen dem vom ARE geprüften Quartierplan entsprechen 

und dürfen erst erteilt werden, wenn die Bauprojekte den im Quartierplan festzule-

genden planerischen, gestalterischen oder baulichen Lärmschutzmassnahmen 

entsprechen respektive wenn allenfalls erforderliche Lärmschutzbauten wie Wän-
de, Dämme oder dergleichen erstellt sind. 

Im Hinblick auf die Ausarbeitung des Quartierplanes „Ergiggin" und eine allfällige 

konkrete Projektierung einer Lärmschutzwand entlang der RhB wird schliesslich noch 
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darauf aufmerksam gemacht, dass ein solches Bauwerk einen Minimalabstand von 

4 m zur Gleisachse der RhB und eine Höhe ab Schienenoberkante der RhB von ma-

ximal 2 m aufweisen soll. Ferner wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, 

dass Bauvorhaben, welche im Sinne von Art. 18m Abs. 1 des Bundesgesetzes über 

die Eisenbahnen (EGB) Bahngrundstücke beanspruchen respektive an solche an-

grenzen oder die Betriebssicherheit der Eisenbahn beeinträchtigen könnten, der RhB 

zur Zustimmung zu unterbreiten sind. 

5.2 Schutz vor nichtionisierender Strahlung 

Gemäss Art. 16 der eidgenössischen Verordnung über den Schutz vor nichtionisie-

render Strahlung (NISV) vom 23. Dezember 1999 dürfen Bauzonen nur dort ausge-

schieden werden, wo die Anlagegrenzwerte nach Anhang 1 NISV eingehalten sind 

oder mit planerischen oder baulichen Massnahmen eingehalten werden können. 

Aufgrund der Ausführungen zu Art. 16 NISV im erläuternden Bericht des damaligen 

Bundesamtes für Umwelt, Wald und Landschaft vom 23. Dezember 1999 müssen die 

Anlagegrenzwerte grundsätzlich an Orten mit empfindlicher Nutzung eingehalten 

werden. Als Orte mit empfindlicher Nutzung gelten laut Art. 3 Abs. 3 NISV 

a) Räume in Gebäuden, in denen sich Personen regelmässig während längerer Zeit 

aufhalten, 

b) öffentliche oder private, raumplanungsrechtlich festgesetzte Kinderspielplätze und 

c) diejenigen Flächen von unüberbauten Grundstücken, auf denen Nutzungen nach 

den Buchstaben a) und b) zugelassen sind. 

Der Anlagegrenzwert für Energieübertragungsleitungen beträgt nach Anhang 1 Ziffer 

14 NISV 1 µT (Mikrotesla) für die magnetische Flussdichte, gemessen als Mittelwert 

während 24 Stunden. Als Betriebszustand ist der thermische Grenzstrom bei 40°C zu 

Grunde zu legen. 

Ferner muss an allen Orten mit gelegentlichem Aufenthalt von Personen der Immis-

sionsgrenzwert gemäss Anhang 2 NISV (300 µT bei 16.7 Hz) eingehalten werden. 

Aufgrund von Erfahrungswerten ergibt sich, dass der Immissionsgrenzwert für die 
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gesamte neu eingezonte Teilfläche der Parzelle Nr. 466 ohne weiteres eingehalten 

werden kann. 

Anders verhält es sich hinsichtlich des einzuhaltenden Anlagegrenzwertes von 1 µT 

laut Anhang 1 Ziffer 14 NISV. Dieser Wert ist in einem Bereich von 9.5 m ab Gleis-

achse der RhB überschritten. In Gebieten, wo die Anlagewerte aufgrund von An-

hang I NISV überschritten sind, dürfen ohne bauliche oder planerische Massnahmen 

keine neuen Bauzonen ausgeschieden werden. Bauliche Massnahmen zur Abschir-

mung der magnetischen Felder bei Bauten (Abschirmmaterialien in der Gebäudehül-

le) sind kaum realisierbar, da die betreffenden Bauten vollständig mit so genanntem 

Mikrometall (µ-Metall) eingepackt werden müssten. Unterbrüche in einer solchen 

Hülle, die durch Fenster und Türen vielfach nicht zu vermeiden sind, schwächen die 

Dämmwirkung sehr stark. Somit bleiben im Grunde lediglich planerische Massnah-

men zur Einhaltung von Art. 16 NISV übrig. Damit soll sichergestellt werden, dass die 

Ausscheidung von Bauzonen in Gebieten, in welchen die Anlagegrenzwerte nicht 

eingehalten sind, nicht dazu führt, dass dort Orte mit empfindlicher Nutzung im Sinne 

von Art. 3 Abs. 3 NISV entstehen. 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen ergibt sich somit, dass innerhalb des Be-

reichs der neu der Wohnzone 2 zugewiesenen Fläche der Parzelle Nr. 466, welcher 

näher als 9.5 m zur Gleisachse der RhB liegt, ausschliesslich Bauten und Anlagen 

realisiert werden dürfen, die nur dem kurzfristigen Aufenthalt von Personen dienen 

(z.B. Strassen und Wege, Parkierungsflächen, Velounterstände, Garagen ohne feste 

Arbeitsplätze etc.). Bauten und Anlagen mit empfindlichen Nutzungen im Sinne von 

Art. 3 Abs. 3 NISV dürfen dagegen nur unter Berücksichtigung der oben erwähnten 

minimalen Distanz von 9.5 m ab Gleisachse der RhB bewilligt werden. Die Genehmi-
gung erfolgt daher mit einer entsprechenden Auflage. 

Im Übrigen gibt der Zonenplan und Generelle Gestaltungsplan 1 :2'000 Änderungen 

vom 15. April 2005 zu keinen weiteren Bemerkungen Anlass; er kann genehmigt 
werden. 
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D. 

Genereller Erschliessungsplan 1 :2'000 Änderungen 

Der Generelle Erschliessungsplan 1 :2'000 Änderungen vom 15. April 2005 gibt zu 

keinen Bemerkungen Anlass; er kann genehmigt werden. 

Gestützt auf Art. 49 KRG 

beschliesst die Regierung: 

1. Der Zonenplan und Generelle Gestaltungsplan 1 :2'000 Änderungen vom 15. 

April 2005 wird im Sinne der Erwägungen und mit folgenden Vorbehalten, Aufla-

gen und Hinweisen genehmigt: 

a) Die Wohnzone 2 auf den Parzellen Nr. 34 und Nr. 145 wird nicht genehmigt. 

b) Die Wohnzone 2 auf der Parzelle Nr. 601 wird nicht genehmigt. 

c) Die auf der Parzelle Nr. 466 ausgeschiedene Wohnzone 2 sowie die auf den 

Parzellen Nr. 465 - 467 festgelegte Quartierplanpflicht werden mit folgenden 

Auflagen und Hinweisen genehmigt: 

Im Rahmen des Quartierplanverfahrens muss aufgezeigt werden, mit 

welchen konkreten Massnahmen die Planungswerte der Wohnzone 2 im 

Bereich der Parzelle Nr. 466 (ES II) betreffend der zu erstellenden lärm-

empfindlichen Räume eingehalten werden können. Die erforderlichen 

Massnahmen sind im zu erstellenden Quartierplan verbindlich festzule-

gen und hernach zu realisieren. Die Gemeinde wird angewiesen, die 

Quartierplanunterlagen mitsamt den nachvollziehbaren Lärmberechnun-

gen dem Amt für Raumentwicklung (ARE) zur Prüfung einzureichen, be-

vor der Quartierplan vom Gemeindevorstand beschlossen wird. 
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Baubewilligungen für Bauten und Anlagen innerhalb der neu eingezonten 

Fläche der Parzelle Nr. 466 müssen dem vom ARE geprüften Quartier-

plan entsprechen und dürfen erst erteilt werden, wenn die Bauprojekte 

den im Quartierplan festzulegenden planerischen, gestalterischen oder 

baulichen Lärmschutzmassnahmen entsprechen respektive wenn allen-

falls erforderliche Lärmschutzbauten wie Wände, Dämme oder derglei-

chen erstellt sind. 

Innerhalb eines Abstandes von 9.5 m ab Gleisachse der Rhätischen 

Bahn (RhB) dürfen auf der Parzelle Nr. 466 nur Bauten und Anlagen rea-

lisiert werden, die dem kurzfristigen Aufenthalt von Personen dienen 

(z.B. Strassen und Wege, Parkierungsflächen, Velounterstände, Gara-

gen ohne feste Arbeitsplätze etc.). 

Bauvorhaben, welche im Sinne von Art. 18m Abs. 1 des Bundesgesetzes 

über die Eisenbahnen (EGB) Bahngrundstücke beanspruchen respektive 

an solche angrenzen oder die Betriebssicherheit der Eisenbahn beein-

trächtigen könnten, müssen der RhB zur Zustimmung unterbreitet wer-

den. 

Eine allfällige Lärmschutzwand entlang der RhB sollte einen Minimalab-

stand von 4 m zur Gleisachse und eine Höhe ab Schienenoberkante von 

maximal 2 m aufweisen. 

2. Der Generelle Erschliessungplan 1 :2'000 Änderungen vom 15. April 2005 

wird genehmigt. 

3. Der Gemeindevorstand Küblis wird angewiesen, den wesentlichen Inhalt des 

Dispositives des vorliegenden Genehmigungsbeschlusses öffentlich bekannt zu 

geben. Diese Bekanntgabe hat in den gleichen Publikationsorganen wie die Be-

kanntgabe des Gemeindversammlungsbeschlusses vom 15. April 2005 zu erfol-

gen. Im Publikationstext ist darauf hinzuweisen, dass der Genehmigungsbe-

schluss bei der Gemeinde eingesehen werden kann und dass gegen darin ent-
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haltene Vorbehalte und Auflagen innert 20 Tagen ab dem Publikationsdatum 

nach Massgabe des kantonalen Verwaltungsgerichtsgesetzes beim Verwal-

tungsgericht Graubünden Rekurs erhoben werden kann. 

4. Für direkte Adressaten des vorliegenden Beschlusses beginnt die 20-tägige Re-

kursfrist an das Verwaltungsgericht bereits ab dem Zeitpunkt der Eröffnung des 

vorliegenden Beschlusses. 

5. Soweit für die Verwirklichung der Planung Bewilligungen irgendwelcher Art not-

wendig sind, bleibt der Bewilligungsentscheid der zuständigen Behörde oder 

Amtsstelle vorbehalten. 

6. Das Amt für Raumentwicklung (ARE) wird beauftragt, die aufgrund dieses Be-

schlusses nötigen Kennzeichnungen im Zonenplan und Generellen Gestaltungs-

plan 1 :2'000 vom 14. Juni 1996 / 27. September 1996, im Generellen Erschlies-

sungsplan „Strassen" 1 :2'000 vom 14. Juni 1996 sowie im Zonenplan und Gene-

rellen Gestaltungsplan 1 :2'000 (Änderung) vom 8. April 1998 vorzunehmen. Die 

Gemeinde stellt zu diesem Zweck dem ARE ihr Originalexemplar der vorerwähn-

ten drei Pläne zur Verfügung. 

7. Für das Genehmigungsverfahren werden keine Kosten erhoben. 

8. Mitteilung an: 
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Der Präsident: 

Der Kanzleidirektor: 

Dr. C. Riesen 
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